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Die gesetzliche Basis
des europäischen Öko-Sektors steht kurz
davor, grundlegend erneuert zu werden.
Nach einem Jahr der Diskussion und teil-
weise heftiger Kritik von Verbands- und
Handelsseite an den Vorstellungen der EU-
Kommission hat sich der EU-Agrarminis-
terrat im vergangenen Dezember auf eine
„allgemeine Ausrichtung“ zum Entwurf
der neuen EU-Öko-Verordnung geeinigt.
Endgültig verabschiedet werden kann die
Verordnung erst nach der Stellungnahme
des Europäischen Parlaments zum Ver-
ordnungsentwurf. Mit dieser Stellung-
nahme wird im März 2007 gerechnet. Die
neuen Importregelungen für Bioprodukte
in die EU, die Teil der grundlegenden

Reform sind, traten bereits im Januar 2007
in Kraft. Eines der Ziele der EU-Kommis-
sion war es, bestehende Regelungen zu ver-
einfachen und innerhalb der Grenzen
Europas einen von Handelshemmnissen
freien, einheitlichen Öko-Markt zu ge-
stalten. Das hat dazu geführt, dass sich Ver-
bände vermehrt vom Konzept „EU-Öko“
abwenden. Etwa, weil das einheitliche EU-
Biosiegel dem differenzierten deutschen
Markt, insbesondere den Qualitätsan-
sprüchen der Verbände, nicht gerecht wird.

Die Überarbeitung der 1992 eingeführ-
ten EU-Öko-Verordnung 2092/91 war zu
erwarten, seit die EU-Kommission 2004 in
ihrem „Aktionsplan für ökologisch erzeug-
te Lebensmittel und den ökologischen

Landbau“ Änderungen angekündigt hatte.
Auch der Öko-Sektor hat seit Längerem
eine Überarbeitung gefordert, mit den Zie-
len, den rechtlichen Rahmen zu verein-
fachen und weiterzuentwickeln. Vor mehr
als einem Jahr, im Dezember 2005, veröf-
fentlichte die Kommission ihren Vorschlag
für eine neue EU-Öko-Verordnung. Er
überraschte den Großteil des europäischen
Sektors, der sich bei der Ausarbeitung des
Entwurfs nicht ausreichend berücksichtigt
sah. Insbesondere hierzulande wurde der
Kommissionsvorschlag zum Teil heftig
kritisiert – auch, weil sich die Betroffenen
in die Erarbeitung des Vorschlags ungenü-
gend eingebunden fühlten. Nach einem
Jahr des Ringens ist es den Vertretern des

indem sie einerseits einen „integrierten An-
satz“ fordert, in dem andere CO2-Reduktio-
nen einbezogen werden (z. B. über Biosprit
oder Kurse für Sprit sparendes Autofahren).
Zum anderen soll es verschiedene CO2-Richt-
werte für unterschiedliche Autoklassen geben.
Das mag auf den ersten Blick einleuchtend
klingen, verschleiert aber die Verantwortlich-
keit der Autohersteller für die Entwicklung
ihrer Fahrzeugpalette.

Verheugen – Freund der Autoindustrie

Verheugen, der deutsche EU-Kommissar für
Industrie, ist eine wichtige Figur in diesem
Spiel. Er propagiert den „integrierten Ansatz“
zur Entlastung der Autoindustrie. Bereits
Anfang 2005 hat Verheugen die Experten-
kommission „Cars 21“ für die Zukunft der
europäischen Autoindustrie einberufen, die
extrem einseitig zugunsten der Autoindustrie
besetzt war. Von zehn externen Experten
kamen sieben aus der Autoindustrie – ein

Paradebeispiel für den übermäßigen Einfluss
wirtschaftlicher Lobbygruppen in der Politik.
Über diese Kommission hat die Autolobby die
Vorarbeit gegen schärfere Abgasnormen und
für den „integrierten Ansatz“ geleistet.

Lobbyismus eindämmen

Die Beispiele der Autolobby und der von
ExxonMobil geförderten Denkfabriken zei-
gen,dass sich Umweltschützer stärker mit den
Einflussstrategien der Wirtschaft und den 
ungleichen politischen und ökonomischen
Machtstrukturen auseinandersetzen müssen.
In Brüssel läuft seit zwei Jahren eine intensive
Debatte über Lobbyismus und Transparenz-
verpflichtungen für Lobbyisten. Ein breites
zivilgesellschaftliches Bündnis (Alliance for
Lobby Transparency and Ethics Regulation,
ALTER-EU) setzt sich für mehr Transparenz
ein und für ein Ende des bevorzugten Zu-
gangs von Wirtschaftsinteressen zu EU-
Institutionen. Im März will die EU-Kommis-

sion Pläne für ein Lobbyistenregister vorlegen,
aber auf freiwilliger Basis. Ein kleiner Schritt
nach vorne, aber letztlich unzureichend.Wei-
terer Drucks und Recherchen sind nötig, um
die finanziellen Verbindungen von denjeni-
gen, die den Klimawandel anzweifeln, offen-
zulegen und die unausgewogene und oftmals
intransparente Besetzung von Kommissionen
und Expertengruppen der EU zu stoppen.

www.alter-eu.org
www.lobbycontrol.de
www.ucsusa.org
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Einige unsinnige Regelungen haben die Vertreter des Öko-Sektors verhindert,die Unsicherheit aber bleibt  
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Öko-Sektors gelungen, das in ihren Augen
„Schlimmste zu verhindern“.

Die vehemente Forderung nach einer
Beteiligung an der Politikgestaltung erklärt
sich aus der Geschichte des Öko-Land-
baus, der sich aus privatwirtschaftlichen
Initiativen entwickelt und auf Verbands-
ebene Standards für die Bewirtschaftung
und Verarbeitung formuliert hat. Der
wachsende Biomarkt in den 1980er-Jahren
erforderte staatliche, d. h. gesetzliche Maß-
nahmen zum Missbrauchs- und Verbrau-
cherschutz, die sich etabliert haben. Jedoch
sehen sich Landwirte und Verarbeiter, auf
deren tägliche Handlungen und langfris-
tige Entwicklungs- und Wettbewerbsfähig-
keit ihrer Betriebe sich die Neuverordnung
auswirken wird, von der Debatte abgekop-
pelt.

Kommission schneidet alte Zöpfe ab

Der Kommissionsvorschlag sieht vor, eine
vollkommen neue Verordnung zu gestal-
ten, anstatt die bereits bestehende und da-
mit allen Beteiligten bekannte Verordnung
zu verändern und sie auf neue Bereiche
auszudehnen. Das bedeutet für die Betrof-
fenen zunächst eine gewisse Unsicherheit
sowie einen hohen Aufwand, um sich in
die neu gefassten Regelungen einzuar-
beiten, eröffnet andererseits natürlich auch
die Chance auf ein besser strukturiertes
und verständliches Gesetzeswerk.

Neu aufgenommen wurden „Ziele und
Grundsätze der ökologischen Erzeugung“
(Artikel 3-6). Die Auslegung und Bedeu-
tung dieser Prinzipien lässt sich noch nicht
bewerten, da die für die tägliche praktische
Umsetzung relevanten Durchführungs-
bestimmungen noch nicht veröffentlicht
wurden. Durchweg positiv beurteilen die
Betroffenen, dass wesentliche Punkte aus
der bestehenden Verordnung erhalten
bleiben sollen und ursprünglich geplante
Änderungen aufgegeben wurden. Dazu
gehört, dass die Mitgliedstaaten auch wei-
terhin beim Verfahren zur Ausarbeitung
und Anpassung der Durchführungsbe-
stimmungen ein Mitspracherecht haben.
Auch die Ausweitung der Verordnung auf
die Bereiche Aquakultur und Wein gilt als
Fortschritt. Außerdem bleibt das strenge

Verwendungsverbot von genetisch ver-
änderten Organismen (GVO) bestehen
und bislang offene Detailfragen sind nun
gesetzlich geregelt. Auf die Einführung
eines spezifischen GVO-Grenzwerts für
Öko-Lebensmittel wurde verzichtet.

Die harsche Kritik des Öko-Sektors hat
dazu geführt, dass die Europa-Beamten
einen Artikel aufgegeben haben, der aus
Sicht der Anbauverbände gleichsam unter-
sagt hätte, für die Besonderheiten verband-
licher Warenzeichen zu werben. Zudem ist
es den Öko-Lobbyisten gelungen, die
Kommission von der Idee abzubringen,
die Markenrechte privatwirtschaftlicher
Öko-Zeichen stark einzuschränken.

Vertreter des Öko-Sektors wie der
Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft
befürchten mögliche Wettbewerbsverzer-
rungen durch eine unterschiedliche na-
tionale Auslegung der Verordnung – eine
Konsequenz der neu eingeführten „Flexi-
bilisierung“. Während es bisher auf euro-
päischer Ebene eine abschließende Positiv-
liste von erlaubten Stoffen gibt, können
zukünftig die Mitgliedstaaten beispiels-
weise weitere Produktionsmittel zulassen
und Anwendungsvorschriften für Dünge-
und Pflanzenschutzmittel anordnen. Hie-
rin wird die Gefahr eines „Dammbruchs“
hin zu einem „Discount-Bio“ gesehen.

Ab 2009 müssen Biowaren mit dem
EU-Siegel kenntlich gemacht werden. Für
den deutschen Markt stellt sich damit die
Frage, welche Rolle das erfolgreiche, mit
beträchtlichem Aufwand am Markt etab-
lierte Biosiegel in Zukunft haben soll. Die
Gestaltung des europäischen Biosiegels
wird seit Jahren massiv kritisiert, weil die
Gefahr der Verwechslung mit anderen eu-
ropäischen Qualitätszeichen besteht. An-
statt eine Werbekampagne zu vergeben,
die den Bekanntheitsgrad des bisherigen,
untauglichen Logos steigern soll, ist eine
Neugestaltung überfällig.

Neue Importregelungen

Der Markt ist gekennzeichnet durch stei-
gende Importe, bei denen die Verbraucher
tendenziell ein geringeres Vertrauen in die
ökologische Herkunft der Biowaren ha-
ben. In einer solchen Lage ist es besonders

wichtig, eine transparente, glaubwürdige
und EU-weit einheitliche „Drittlandsre-
gelung“ einzuführen. Die vollständige
Umsetzung der aktuell bereits gültigen Im-
portregelung wird wohl noch zwei Jahre in
Anspruch nehmen. Dann sollen den EU-
Regelungen „entsprechende“ und „gleich-
wertige“ Produkte importiert werden dür-
fen.

Kröten und Chancen  

Der Öko-Sektor hat seine ganze politische
Kraft aufwenden müssen, um einige, of-
fensichtlich unsinnige Regelungen wie die
Einschränkung der Markenrechte zu ver-
hindern – dies ist gelungen, wenn auch das
Ergebnis aus Sicht der Vertreter des Öko-
Sektors noch manche Kröte und viele Un-
sicherheitsfaktoren enthält. Der weitere
Prozess sieht vor, die ehemaligen Gesetzes-
anhänge in ihrer bestehenden Form „1:1
in Durchführungsbestimmungen“ zu
überführen. Voraussichtlich Ende März
wird der bestehende Entwurf mit der Stel-
lungnahme des EU-Parlaments die letzte
Hürde nehmen. In der Folge müssen die
Durchführungsbestimmungen auf Ebene
der EU-Mitgliedsländer interpretiert wer-
den, um die nationale Durchführung der
EU-Öko-Verordnung zu gewährleisten.
Hier besteht für die Interessenvertreter des
Öko-Landbaus die Chance, sich einzuklin-
ken und die Interpretationsspielräume
mitzugestalten.
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